
am 29. März 1973 hatte der Angeklagte keine Kenntnis, 
weil er sich seit mehreren Tagen in Urlaub befand. 
Aus dem vorliegenden Ermittlungsergebnis folgt somit, 
daß die Angeklagten Sch., F. und Fr. von den für sie 
auch nicht voraussehbaren Besonderheiten des Trans­
ports von Toluol am 29. März 1973 keine Kenntnis hat­
ten, somit auch keine Weisungen für die. Art und Weise 
des Transports und die damit verbundene Abwendung 
von Gefahren für Leben und Gesundheit von Menschen 
geben konnten. Die Unkenntnis von den durch die Be­
sonderheiten an diesem Tage entstandenen Rechts­
pflichten beruhte bei den Angeklagten nicht auf ver­
antwortungsloser Gleichgültigkeit.
Den Angeklagten Sch. und F. war nur bekannt, daß 
kleine Mengen Toluol in der Uhrmacherwerkstatt ver­
wendet wurden. Über die Art des Transports hatten sie 
keine Kenntnis. Es ist kein Ausdruck verantwortungs­
loser Gleichgültigkeit, wenn sie unter- den vorliegenden 
konkreten Umständen keine Überlegungen darüber 
angestellt haben, ob diese kleinen Mengen brennbarer 
Flüssigkeiten auf dem Weg vom Lager zur Werkstatt 
evtl, auch mit einem Fahrzeug transportiert werden 
könnten, denn nur für diesen Fall hätten sie gemäß 
Ziff. 20.22 der Technischen Grundsätze ABAO 850/1 
besondere Weisungen erteilen müssen. Tatsächlich 
wurden die kleinen Mengen grundsätzlich auch in einer 
Tasche transportiert. Ob die ABAO 850/1 für den Trans­
port von brennbaren Flüssigkeiten in zerbrechlichen 
Gefäßen bis zu zwei Litern Füllmenge zutrifft, bedarf 
aus den dargelegten Gründen keiner weiteren Prüfung, 
wenn auch ansonsten beachtet werden muß, daß nach 
dieser Rechtsnorm, soweit es in den Technischen Grund­
sätzen besonders ausgeführt ist, Behälter mit einer 
Füllmenge bis zu zwei Litern erfaßt werden.
Der Angeklagte Fr. hat entgegen der Aussage des 
Zeugen S. dargelegt, daß die kleineren Mengen Toluol 
in der Vergangenheit entweder in der Tasche oder mit 
einem Fahrradanhänger transportiert wurden und beim 
Transport mit dem Fahrradanhänger keine Sicherheits­
vorkehrungen getroffen .wurden. Der Angeklagte Fr. 
kannte die ABAO 850/1 nicht. In den ihm bei Über­
nahme der Funktion ausgehändigten Unterlagen über 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz war die ABAO 
850/1 nicht enthalten. Hinweise von übergeordneten 
leitenden Mitarbeitern über den Inhalt und Anwen­
dungsbereich dieser Arbeitsschutz- und Brandschutz­
anordnung erhielt er nicht. Es ist davon auszugehen, 
daß aus der jedem leitenden Mitarbeiter eines Betriebes 
obliegenden Pflicht, den Gesundheits- und Arbeitsschutz 
im jeweiligen Verantwortungsbereich zu sichern, seine 
persönliche Verpflichtung folgt, sich das Wissen über 
die für das konkrete Arbeitsgebiet maßgeblichen 
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen zu verschaffen 
und dieses Wissen ständig zu vervollkommnen.
Aus dem Ermittlungsergebnis geht hervor, daß der 
Angeklagte Anstrengungen unternommen hat, sich auch 
auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
die erforderlichen Kenntnisse zu verschaffen. Die Un­
kenntnis über die ABAO 850/1 beruhte nicht auf ver­
antwortungsloser Gleichgültigkeit, da diese Bestimmung 
nicht in den ihm ausgehändigten Unterlagen enthalten 
war, die Arbeit nur mit kleinen Mengen brennbarer 
Flüssigkeit erfolgte und die übergeordneten Leiter der 
Auffassung waren, diese Rechtsnorm finde deshalb 
keine Anwendung, so daß der Angeklagte keine Mög­
lichkeit hatte, sich die erforderlichen Kenntnisse anzu­
eignen.
Aus dem Ermittlungsergebnis ergibt sich somit hin­
sichtlich der Angeklagten Sch., F. und Fr., daß diese 
ihnen im Gesundheits- und Arbeitsschutz als leitende 
Mitarbeiter obliegende Rechtspflichten zwar unbewußt 
verletzt haben, aber kein hinreichender Tatverdacht

dafür besteht, daß die unbewußten Rechtspflicht­
verletzungen auf verantwortungsloser Gleichgültigkeit 
beruhten. Die Eröffnung des Hauptverfahrens hätte 
deshalb aus den dargelegten Gründen abgelehnt werden 
müssen.
Der Angeklagte H. war nach dem Ermittlungsergebnis 
neben anderen leitenden Mitarbeitern dafür verant­
wortlich, daß die elektrischen Anlagen am Unfallort 
ständig in einem elektrisch- und brandschutztechnisch 
betriebssicheren Zustand erhalten werden (§ 9 Abs. 1 
der ABAO 900). Anläßlich einer Betriebsbegehung 
wurde in seiner Gegenwart die Auflage erteilt, die 
Beleuchtung in seinem Verantwortungsbereich in ord­
nungsgemäßen Zustand zu versetzen. Die Verantwor­
tung oblag dem Angeklagten und weiteren drei Block­
meistern. Die Auflage sollte bis zum 13. März 1973 er­
füllt sein. Der Angeklagte kannte seine Pflichten. Er 
hat aber dem Fehlen der Schutzglocken über den Glüh­
lampen nicht die genügende Bedeutung beigemessen 
und deshalb auch keine Anstrengungen unternommen, 
die Mängel zu beseitigen.

. Der Auffassung, diese bewußte Rechtspflichtverletzung 
des Angeklagten sei nicht ursächlich für den Unfall 
und seine Folgen, da nicht eindeutig festgestellt worden 
sei, daß die ungeschützte 200-Watt-Glühlampe die 
Zündquelle für das ausgeflossene Toluol gewesen sei, 
kann nicht gefolgt werden. Das Gericht hat im Eröff­
nungsverfahren auch hinsichtlich der Kausalität nur zu 
prüfen, ob die vorliegenden Beweismittel geeignet und 
ausreichend sind, den hinreichenden Verdacht zu be­
gründen, daß zwischen der Rechtspflichtverletzung des 
Angeklagten und dem Unfall ursächlicher Zusammen­
hang besteht.
Für einen ursächlichen Zusammenhang spricht die 
Aussage des Zeugen S., der unmittelbar nach dem Aus­
laufen des Toluols eine -Stichflamme vom 6. zum
7. Stockwerk feststellte. In dem Gutachten der Techni­
schen Überwachung wird festgestellt, daß bei Bestük- 
kung einer 60-Watt-Armatur mit entsprechender 
Glühlampe und Schutzglas eine auf das Schutzglas 
tropfende Flüssigkeit nicht zum Zerplatzen desselben 
führt und dadurch die Möglichkeit einer Zündung durch 
die Glühlampe unwahrscheinlich ist. Die Experten­
kommission zur Untersuchung des Unfalls hat sich mit 
allen Möglichkeiten der Zündung des ausgeflossenen 
Toluols auseinandergesetzt und kommt zu dem Ergeb­
nis, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit die nicht ord­
nungsgemäß bestückte Wandlampe in der 6. Etage die 
Zündquelle gewesen ist.
Diese Feststellungen decken sich mit den Aussagen der 
Zeugen. Damit ist aber hinreichender Verdacht dafür 
begründet, daß die Rechtspflichtverletzung des Ange­
klagten H. ursächlich für die Entzündung des Toluols 
war. Dieser hinreichende Verdacht wird nicht dadurch 
beseitigt, daß der Zeuge Sch. bei von ihm selbst durch­
geführten, nicht näher belegten Versuchen zu dem 
Ergebnis gekommen ist, daß eine erhitzte 200-Watt- 
Glühlampe beim Heraustropfen von Toluol nicht im­
mer zerspringt und dabei die brennbare Flüssigkeit 
entzündet.
Der Angeklagte H. hat die Folgen seiner Pflichtverr 
letzung nicht vorausgesehen; sie waren für ihn auch 
nicht voraussehbar. Der Unfallort ist*ein Treppenhaus, 
das keine feuer- und explosionsgefährdete Betriebs­
stätte ist und im wesentlichen aus imbrennbaren Mate­
rialien errichtet ist. Dem Angeklagten war nicht be­
kannt und konnte nicht bekannt sein, daß in diesem 
Treppenhaus in großen Zeitabständen kleinere Men­
gen brennbarer Flüssigkeit transportiert wurden. Es 
war deshalb für ihn auch bei Nutzung aller seiner 
Möglichkeiten nicht voraussehbar, daß durch die nicht
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